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Tagung der Abteilung Prozeßrecht des Deutschen Instituts 
für Rechtswissenschaft zu Fragen des Beweisrechts zutage 
und haben ihren Niederschlag auch in den Vorschlägen der 
Kommission zur Überprüfung der Anwendung der Strafpro­
zeßordnung gefunden, die von den drei zentralen Justizorga­
nen zur Diskussion unter den Richtern und Staatsanwälten 
gestellt sind. Dabei müssen wir zugeben, daß diese Tendenz 
bereits in dem Auftrag, der der Kommission der zentralen 
Justizorgane erteilt wurde, enthalten war, der dahin lautete, 
die Handhabung der Strafprozeßordnung unter dem Gesichts­
punkt der Wahrung der Rechte des Bürgers im Strafprozeß 
zu überprüfen. Es wird notwendig sein, bei der Diskussion 
dieser Vorschläge, die in diesen Wochen durchgeführt wird, 
gerade zu der Einseitigkeit der Vorschläge kritisch Stellung 
zu nehmen und sie i. S. der Hinweise des 30. Plenums zu kor­
rigieren. Auch die Rechtsanwälte müssen wir darauf hinwei- 
sen, daß sie selbstkritisch überprüfen, wie gerade eine Reihe 
der von ihnen aufgestellten Forderungen Ausdruck solcher 
Tendenzen zur Liberalisierung sind.“13

Deformationen des Strafrechts 
nach dem VIII. Parteitag der SED

Ende der 50er Anfang der 60er Jahre vollzogen sich positive 
Entwicklungen auf dem Gebiet des Strafrechts. Diese waren 
verbunden mit dem Beschluß des Staatsrates über die wei­
tere Entwicklung der sozialistischen Rechtspflege in der DDR 
vom 30. Januar 1961 в und dem Erlaß des Staatsrates über 
die grundsätzlichen Aufgaben und die Arbeitsweise der 
Organe der Rechtspflege vom 4. April 1963.13 In diesen Doku­
menten wurden die Bedeutung des gesetzlichen Tatbestands, 
die Beachtung der Persönlichkeit des Rechtsverletzers, die 
Strafen ohne Freiheitsentzug, die Konflikt- und Schiedskom­
missionen, die gesellschaftliche Erziehung und die Mitwir­
kung der Werktätigen an der Strafrechtspflege betont. In der 
Folge spielten Strafen ohne Freiheitsentzug und die Über­
gaben von Strafsachen an Konflikt- und Schiedskommissio­
nen eine immer größere Rolle.

Nach dem VIII. Parteitag der SED wurde dieser Entwick­
lung entgegengewirkt, und es setzte eine Deformation in der 
Strafgesetzgebung und Strafrechtsprechung ein. Als Teil der 
allgemeinen Linie der verstärkten Administration und Re­
pression entwickelte sich Anfang der 70er Jahre eine allge­
meine Verschärfung strafrechtlichen Zwangs. Diese wurde 
deutlich in der ständigen Zunahme von Zahl und Anteil der 
Strafen mit Freiheitsentzug, der Verringerung von Zahl und 
Anteil der Strafen ohne Freiheitsentzug und der erheblichen 
Einschränkung der Übergaben von Strafsachen an Konflikt- 
und Schiedskommissionen.

Die Zahl der Straftaten verringerte sich von 1971 bis 1988 
um 8 Prozent und die der Verurteilten um rund 13 Prozent. 
Demgegenüber erhöhte sich die Zahl der Verurteilungen zu 
Strafen mit Freiheitsentzug um etwas mehr als 5 Prozent, 
die der Verurteilungen auf Bewährung verringerte sich um 
7 Prozent, die der Geldstrafen um 41 Prozent. 1985 lag die 
Zahl der Strafen mit Freiheitsentzug sogar um 24 Prozent 
höher als 1971.

Der Anteil der Strafen mit Freiheitsentzug an der Gesamt^ 
zahl gerichtlicher Verurteilungen wuchs von 36 Prozent auf 
43,7 Prozent an und lag seit 1973 ip der Mehrzahl der Jahre 
über 40 Prozent. Hinzu kommt, daß bei etwa jeder fünften 
Verurteilung auf Bewährung der Vollzug der angedrohten 
Freiheitsstrafe angeordnet wurde (das betrifft etwa 15 Pro­
zent der Verurteilungen zu Strafen mit Freiheitsentzug). Da­
mit machten Freiheitsstrafen mehr als die Hälfte aller Stra­
fen aus.

Die Verschärfung der Repression zeigt sich besonders mar­
kant im zahlen- und anteilmäßigen Rückgang der Übergaben 
von Strafsachen an gesellschaftliche Gerichte. Zwischen 1965 
und 1969 lag ihr Anteil noch zwischen 38,6 und 36,1 Prozent, 
sank bereits 1971 auf 29 Prozent und lag 1988 bei 24,4 Pro­
zent.

Hier ging es um eine willkürlich herbeigeführte, abrupte 
Veränderung der Strafpraxis i. S. einer verschärften Repres­
sion. Das zeigt eine Analyse der statistischen Daten der Jahre

1972 und 1973. Die Zahl der Straftaten wuchs in dieser Zeit 
um 1 Prozent, die Häufigkeitsziffer um etwa 2 Prozent, die 
Zahl der Täter ging um 4 Prozent zurück, die Zahl der straf­
rechtlich zur Verantwortung Gezogenen (Verurteilte und 
Übergaben an gesellschaftliche Gerichte) wuchs demgegen­
über um 17 Prozent, die der gerichtlichen Verurteilungen um 
34 Prozent.

Die Zahl der Strafen mit Freiheitsentzug stieg in diesem 
einen Jahr um 72 Prozent, ihr Anteil an den Verurteilun­
gen erhöhte sich sprunghaft von 35,9 auf 46,2 Prozent. Dieser 
hohe Anteil wurde bis in die letzte Zeit beibehalten. Der 
Anteil der. Übergaben von Strafsachen an gesellschaftliche 
Gerichte verringerte siph von 30,1 auf 20,4 Prozent.

Dieser Umschwung in der Strafpraxis, der auf der Vor­
stellung beruhte, man könne größere Erfolge bei der Be­
kämpfung der Kriminalität durch verstärkte Repression er­
reichen, blieb nicht unbemerkt, und es gab auch kritische 
Einwände dagegen. Diese wurden jedoch ignoriert oder — 
ohne sich mit den Tatsachen zu beschäftigen — „zurückge­
wiesen“, „verurteilt“, als „Beleidigung der Justiz“ diskrimi­
niert oder als Verletzung von Parteibeschlüssen angesehen.

Die damals eingeschlagene Linie hat sich im wesentlichen 
bis 1988 fortgesetzt, wenn auch nicht geradlinig. Die Straf­
rechtsentwicklung der DDR geriet damit immer mehr in Ge­
gensatz zu internationalen Trends, die auf das Suchen und 
Entwickeln von Alternativen zum Freiheitsentzug und zu 
Strafen überhaupt gerichtet sind.

Das Ansteigen der Zahl und des Anteils der Strafen mit 
Freiheitsentzug, insb. der Freiheitsstrafen, führte zwangs­
läufig auch zu einer Erhöhung der Zahl der Strafgefangenen. 
Soweit es den Anteil der Strafgefangenen an der Bevölke­
rung betrifft, nimmt die DDR seit langem einen vorderen 
Platz in der Welt ein. In den Strafvollzugseinrichtungen der 
DDR befanden sich bisher annähernd soviele Strafgefangene 
wie in denen der BRD (bei 120 000 Straftaten in der DDR 
gegenüber mehr als 4 Mio. in der BRD). Dadurch wurden die 
Bedingungen im Strafvollzug verschlechtert (allein infolge 
der Überbelegung), insb. aber die Möglichkeiten der Straf­
gefangenen für eine individuelle Entwicklung stark einge­
schränkt, so daß Sicherheitsgesichtspunkte und Arbeitsein­
satz überwogen.

Da noch detaillierte Kenntnisse fehlen, können hier nur 
einige erste Gedanken zu den Ursachen dieser ungünstigen 
Entwicklung dargelegt werden: Ein entscheidender Grund 
besteht m. E. in einer Unterschätzung (bzw. Geringschätzung) 
gesellschaftlicher Maßnahmen und Kräfte im Kampf gegen 
die Kriminalität und einer stärkeren Orientierung auf admi­
nistrative Maßnahmen und,auf Strafzwang.

' Ein weiterer Grund ist in der Ausweitung und Verschär­
fung des Kampfes gegen Asozialität und Rückfallkriminalität 
mit strafrechtlichen Mitteln (z. B. durch § 44 StGB und spe­
zielle Rückfallbestimmungen sowie durch verstärkte Anwen­
dung von Kontrollmaßnahmen nach § 48 StGB) zu sehen.

Einschränkende Kriterien für die Anwendung oder Ver­
schärfung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit wurden 
durch das 1. StÄG von 1974 beseitigt. In § 44 entfiel z. B. das 
Erfordernis, daß „der Charakter und die Schwere der gesam­
ten strafbaren Handlungen sowie die Persönlichkeit des Tä­
ters eine besonders nachhaltige Bestrafung erfordern“ (ähn- . 
lieh erst wieder eingeführt mit dem 5. StÄG von 1988), in 
§ 238 StGB das Tatbestandsmerkmal „böswillig“, in § 249 
StGB das Tatbestandsmerkmal „hartnäckig“. In § 249 StGB 
wurde zudem das Tatbestandsmerkmal „wer das gesellschaft­
liche Zusammenleben der Bürger oder die öffentliche Ord­
nung dadurch gefährdet, daß ....“ erweitert durch die For­
mulierung „wer das gesellschaftliche Zusammenleben der 
Bürger oder die öffentliche Ordnung und Sicherheit bp- 13 14 15 16

13 A. a. o.
14 NJ 1961, Heft 3, S. 73 f.
15 GBl. I Nr. 3 S. 21.
16 Eine ausdrückliche Orientierung darauf wurde gegeben bei J. Streit 

(„Zu einigen theoretischen und praktischen Fragen des Kampfes 
gegen die Kriminalität“, NJ 1973, Heft 5, S. 132); auf die Freiheits­
strafe wurde orientiert bei H. Toeplitz („Konsequente Anwendung
des sozialistischen Rechts und wirksame Gestaltung der Verfah- '
ren“, NJ 1974, Heft 2, S. 34 f.).


